
StGB: 
 

Art. 102 

1 Wird in einem Unternehmen in Ausübung geschäftlicher Verrichtung im Rahmen des 
Unternehmenszwecks ein Verbrechen oder Vergehen begangen und kann diese Tat wegen 
mangelhafter Organisation des Unternehmens keiner bestimmten natürlichen Person zugerechnet 
werden, so wird das Verbrechen oder Vergehen dem Unternehmen zugerechnet. In diesem Fall wird 
das Unternehmen mit Busse bis zu 5 Millionen Franken bestraft. 

2 Handelt es sich dabei um eine Straftat nach den Artikeln 260ter, 260quinquies, 305bis, 322ter, 
322quinquies, 322septies Absatz 1 oder 322octies, so wird das Unternehmen unabhängig von der 
Strafbarkeit natürlicher Personen bestraft, wenn dem Unternehmen vorzuwerfen ist, dass es nicht alle 
erforderlichen und zumutbaren organisatorischen Vorkehren getroffen hat, um eine solche Straftat zu 
verhindern. 

3 Das Gericht bemisst die Busse insbesondere nach der Schwere der Tat und der Schwere des 
Organisationsmangels und des angerichteten Schadens sowie nach der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens. 

4 Als Unternehmen im Sinne dieses Titels gelten: 

a. juristische Personen des Privatrechts; 

b. juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Gebietskörperschaften; 

c. Gesellschaften; 

d. Einzelfirmen. 

 

Art. 48 

Das Gericht mildert die Strafe, wenn: 

a. der Täter gehandelt hat: 

1. aus achtenswerten Beweggründen, 

2. in schwerer Bedrängnis, 

3. unter dem Eindruck einer schweren Drohung, 

4. auf Veranlassung einer Person, der er Gehorsam schuldet oder von der er abhängig ist; 

b. der Täter durch das Verhalten der verletzten Person ernsthaft in Versuchung geführt worden ist; 

c. der Täter in einer nach den Umständen entschuldbaren heftigen Gemütsbewegung oder unter grosser 
seelischer Belastung gehandelt hat; 

d. der Täter aufrichtige Reue betätigt, namentlich den Schaden, soweit es ihm zuzumuten war, 
ersetzt hat; 
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e. das Strafbedürfnis in Anbetracht der seit der Tat verstrichenen Zeit deutlich vermindert ist und der 
Täter sich in dieser Zeit wohl verhalten hat. 

 

Art. 52 

Die zuständige Behörde sieht von einer Strafverfolgung, einer Überweisung an das Gericht oder einer 
Bestrafung ab, wenn Schuld und Tatfolgen geringfügig sind. 

 

Art. 53 

Hat der Täter den Schaden gedeckt oder alle zumutbaren Anstrengungen unternommen, um das von 
ihm bewirkte Unrecht auszugleichen, so sieht die zuständige Behörde von einer Strafverfolgung, einer 
Überweisung an das Gericht oder einer Bestrafung ab, wenn: 

a. als Strafe eine bedingte Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, eine bedingte Geldstrafe oder eine Busse 
in Betracht kommt; 

b. das Interesse der Öffentlichkeit und des Geschädigten an der Strafverfolgung gering sind; und 

c. der Täter den Sachverhalt eingestanden hat. 

 

Art. 68 

1 Ist die Veröffentlichung eines Strafurteils im öffentlichen Interesse, im Interesse des Verletzten oder 
des Antragsberechtigten geboten, so ordnet sie das Gericht auf Kosten des Verurteilten an. 

2 Ist die Veröffentlichung eines freisprechenden Urteils oder einer Einstellungsverfügung der 
Strafverfolgungsbehörde im öffentlichen Interesse, im Interesse des Freigesprochenen oder Entlasteten 
geboten, so ordnet sie das Gericht auf Staatskosten oder auf Kosten des Anzeigers an. 

3 Die Veröffentlichung im Interesse des Verletzten, Antragsberechtigten, Freigesprochenen oder 
Entlasteten erfolgt nur auf deren Antrag. 

4 Das Gericht bestimmt Art und Umfang der Veröffentlichung. 

 

Art. 70 

1 Das Gericht verfügt die Einziehung von Vermögenswerten, die durch eine Straftat erlangt worden sind 
oder dazu bestimmt waren, eine Straftat zu veranlassen oder zu belohnen, sofern sie nicht dem 
Verletzten zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes ausgehändigt werden. 

2 Die Einziehung ist ausgeschlossen, wenn ein Dritter die Vermögenswerte in Unkenntnis der 
Einziehungsgründe erworben hat und soweit er für sie eine gleichwertige Gegenleistung erbracht hat 
oder die Einziehung ihm gegenüber sonst eine unverhältnismässige Härte darstellen würde. 

3 Das Recht zur Einziehung verjährt nach sieben Jahren; ist jedoch die Verfolgung der Straftat einer 
längeren Verjährungsfrist unterworfen, so findet diese Frist auch auf die Einziehung Anwendung. 
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4 Die Einziehung ist amtlich bekannt zu machen. Die Ansprüche Ver-letzter oder Dritter erlöschen fünf 
Jahre nach der amtlichen Bekannt-machung. 

5 Lässt sich der Umfang der einzuziehenden Vermögenswerte nicht oder nur mit unverhältnismässigem 
Aufwand ermitteln, so kann das Gericht ihn schätzen. 

 

Art. 71 

1 Sind die der Einziehung unterliegenden Vermögenswerte nicht mehr vorhanden, so erkennt das 
Gericht auf eine Ersatzforderung des Staates in gleicher Höhe, gegenüber einem Dritten jedoch nur, 
soweit dies nicht nach Artikel 70 Absatz 2 ausgeschlossen ist. 

2 Das Gericht kann von einer Ersatzforderung ganz oder teilweise absehen, wenn diese voraussichtlich 
uneinbringlich wäre oder die Wiedereingliederung des Betroffenen ernstlich behindern würde. 

3 Die Untersuchungsbehörde kann im Hinblick auf die Durchsetzung der Ersatzforderung 
Vermögenswerte des Betroffenen mit Beschlag belegen. Die Beschlagnahme begründet bei der 
Zwangsvollstreckung der Ersatzforderung kein Vorzugsrecht zu Gunsten des Staates. 

 

 

 

GwG: 

 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand 

Dieses Gesetz regelt die Bekämpfung der Geldwäscherei im Sinne von Artikel 305bis des 
Strafgesetzbuches6 (StGB), die Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung im Sinne von Artikel 
260quinquies Absatz 1 StGB und die Sicherstellung der Sorgfalt bei Finanzgeschäften. 

 

Art. 2 Geltungsbereich 

1 Dieses Gesetz gilt: 

a. für Finanzintermediäre; 

… 

2 Finanzintermediäre sind: 

a. die Banken nach Artikel 1a des Bankengesetzes 
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2. Kapitel: Pflichten 

1. Abschnitt: Sorgfaltspflichten der Finanzintermediäre 

Art. 3 Identifizierung der Vertragspartei 

1 Der Finanzintermediär muss bei der Aufnahme von Geschäftsbeziehungen die Vertragspartei 
aufgrund eines beweiskräftigen Dokumentes identifizieren. Handelt es sich bei der Vertragspartei um 
eine juristische Person, so muss der Finanzintermediär die Bevollmächtigungsbestimmungen der 
Vertragspartei zur Kenntnis nehmen und die Identität der Personen überprüfen, die im Namen der 
juristischen Person die Geschäftsbeziehung aufnehmen.31 

2 Bei Kassageschäften mit einer nicht bereits identifizierten Vertragspartei besteht die Pflicht zur 
Identifizierung nur, wenn eine oder mehrere Transaktionen, die miteinander verbunden erscheinen, 
einen erheblichen Wert erreichen. 

3 Versicherungseinrichtungen müssen die Vertragspartei dann identifizieren, wenn die Beträge einer 
einmaligen Prämie, der periodischen oder des gesamten Prämien-volumens einen erheblichen Wert 
erreichen. 

4 Liegen in Fällen nach den Absätzen 2 und 3 Verdachtsmomente für mögliche Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung vor, so ist die Identifizierung auch dann vorzunehmen, wenn die 
massgeblichen Beträge nicht erreicht werden.32 

5 Die FINMA, die Eidgenössische Spielbankenkommission (ESBK), das Eidgenössische Justiz- und 
Polizeidepartement (EJPD), die Eidgenössische Zollverwaltung (EZV)33 und die 
Selbstregulierungsorganisationen legen für ihren Bereich die erheblichen Werte nach den Absätzen 2 
und 3 fest und passen sie bei Bedarf an. 

 

Art. 4 Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person 

1 Der Finanzintermediär muss die wirtschaftlich berechtigte Person mit der nach den Umständen 
gebotenen Sorgfalt feststellen. Ist die Vertragspartei eine börsenkotierte 

Gesellschaft oder eine von einer solchen Gesellschaft mehrheitlich kontrollierte Tochtergesellschaft, so 
kann auf die Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person verzichtet werden. 

2 Der Finanzintermediär muss von der Vertragspartei eine schriftliche Erklärung darüber einholen, wer 
die wirtschaftlich berechtigte natürliche Person ist, wenn: 

a. die Vertragspartei nicht mit der wirtschaftlich berechtigten Person identisch ist oder daran Zweifel 
bestehen; 

b. die Vertragspartei eine Sitzgesellschaft oder eine operativ tätige juristische Person ist; oder 

c. ein Kassageschäft von erheblichem Wert nach Artikel 3 Absatz 2 getätigt wird. 

3 Er muss von Vertragsparteien, die bei ihm Sammelkonten oder Sammeldepots halten, verlangen, 
dass sie eine vollständige Liste der wirtschaftlich berechtigten Personen beibringen und jede Änderung 
unverzüglich melden. 
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Art. 5 Erneute Identifizierung oder Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person 

1 Entstehen im Laufe der Geschäftsbeziehung Zweifel über die Identität der Vertragspartei oder über 
die wirtschaftliche Berechtigung, so muss die Identifizierung oder die Feststellung nach den Artikeln 3 
und 4 wiederholt werden. 

2 Im Falle einer rückkaufsfähigen Versicherung müssen die Versicherungseinrichtungen die 
wirtschaftlich berechtigte Person zudem erneut feststellen, wenn im Versicherungsfall oder bei 
Rückkauf die anspruchsberechtigte Person nicht identisch ist mit derjenigen im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses. 

 

Art. 6 Besondere Sorgfaltspflichten 

1 Der Finanzintermediär ist verpflichtet, Art und Zweck der von der Vertragspartei gewünschten 
Geschäftsbeziehung zu identifizieren. Der Umfang der einzuholenden Informationen, die 
Hierarchiestufe, auf der der Entscheid, eine Geschäftsbeziehung einzugehen oder weiterzuführen, 
getroffen werden muss, sowie die Periodizität von Kontrollen richten sich nach dem Risiko, das die 
Vertragspartei darstellt. 

2 Der Finanzintermediär muss die Hintergründe und den Zweck einer Transaktion oder einer 
Geschäftsbeziehung abklären, wenn: 

a. die Transaktion oder die Geschäftsbeziehung ungewöhnlich erscheinen, es sei denn, ihre 
Rechtmässigkeit ist erkennbar; 

b. Anhaltspunkte vorliegen, dass Vermögenswerte aus einem Verbrechen oder aus einem qualifizierten 
Steuervergehen nach Artikel 305bis Ziffer 1bis StGB38 herrühren, der Verfügungsmacht einer 
kriminellen oder terroristischen Organisation (Art. 260ter StGB) unterliegen oder der Terrorismusfi-
nanzierung (Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) dienen; 

c. die Transaktion oder die Geschäftsbeziehung mit einem erhöhten Risiko behaftet ist; 

d. die Daten einer Vertragspartei, einer wirtschaftlich berechtigten oder einer zeichnungsberechtigten 
Person einer Geschäftsbeziehung oder einer Trans-aktion mit den Daten übereinstimmen, welche dem 
Finanzintermediär durch die FINMA nach Artikel 22a Absatz 2 Buchstabe a, durch eine Aufsichtsor-
ganisation nach Artikel 22a Absatz 2 Buchstabe b, durch eine Selbstregulierungsorganisation nach 
Artikel 22a Absatz 2 Buchstabe c oder durch die ESBK40 nach Artikel 22a Absatz 3 weitergeleitet 
wurden, oder diesen Daten sehr ähnlich sind. 

3 Geschäftsbeziehungen zu ausländischen politisch exponierten Personen sowie zu ihnen 
nahestehenden Personen im Sinne von Artikel 2a Absatz 2 gelten in jedem Fall als Geschäftsbeziehung 
mit erhöhtem Risiko. 

4 Geschäftsbeziehungen zu inländischen politisch exponierten Personen und poli-tisch exponierten 
Personen bei internationalen Organisationen sowie zu ihnen nahe-stehenden Personen im Sinne von 
Artikel 2a Absatz 2 gelten im Zusammenhang mit einem oder mehreren weiteren Risikokriterien als 
Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko. 

 

Art. 7 Dokumentationspflicht 

1 Der Finanzintermediär muss über die getätigten Transaktionen und über die nach diesem Gesetz 
erforderlichen Abklärungen Belege so erstellen, dass fachkundige Dritte sich ein zuverlässiges Urteil 
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über die Transaktionen und Geschäftsbeziehungen sowie über die Einhaltung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes bilden können. 

2 Er bewahrt die Belege so auf, dass er allfälligen Auskunfts- und Beschlagnahme-begehren der 
Strafverfolgungsbehörden innert angemessener Frist nachkommen kann. 

3 Nach Beendigung der Geschäftsbeziehung oder nach Abschluss der Transaktion bewahrt er die 
Belege mindestens während zehn Jahren auf. 

 

Art. 7a Vermögenswerte von geringem Wert 

Der Finanzintermediär kann auf die Einhaltung der Sorgfaltspflichten (Art. 3–7) verzichten, wenn die 
Geschäftsbeziehung nur Vermögenswerte von geringem Wert betrifft und keine Verdachtsmomente für 
mögliche Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung vorliegen. 

 

Art. 8 Organisatorische Massnahmen 

Die Finanzintermediäre treffen in ihrem Bereich die Massnahmen, die zur Verhinderung der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung notwendig sind.42 Sie sorgen namentlich für 
genügende Ausbildung des Personals und für Kontrollen. 

 

1a. Abschnitt: Sorgfaltspflichten der Händlerinnen und Händler 

Art. 8a 

1 Händlerinnen und Händler nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b müssen folgende Pflichten erfüllen, 
wenn sie im Rahmen eines Handelsgeschäfts mehr als 100 000 Franken in bar entgegennehmen: 

a. Identifizierung der Vertragspartei (Art. 3 Abs. 1); 

b. Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person (Art. 4 Abs. 1 und 2 Bst. a und b); 

c. Dokumentationspflicht (Art. 7). 

2 Sie müssen die Hintergründe und den Zweck eines Geschäfts abklären, wenn: 

a. es ungewöhnlich erscheint, es sei denn, seine Rechtmässigkeit ist erkennbar; 

b. Anhaltspunkte vorliegen, dass Vermögenswerte aus einem Verbrechen oder aus einem qualifizierten 
Steuervergehen nach Artikel 305bis Ziffer 1bis StGB45 herrühren, der Verfügungsmacht einer 
kriminellen oder terroristischen Organisation (Art. 260ter StGB) unterliegen oder der Terrorismusfi-
nanzierung (Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) dienen. 

3 Sie unterstehen den Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 auch dann, wenn die Barzahlung in 
mehreren Tranchen erfolgt und die einzelnen Tranchen unter 100 000 Franken liegen, 
zusammengezählt diesen Betrag jedoch überschreiten. 

4 Sie unterstehen den Pflichten nicht, wenn die Zahlungen, die 100 000 Franken übersteigen, über 
einen Finanzintermediär abgewickelt werden. 
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5 Der Bundesrat konkretisiert die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 und legt fest, wie diese zu erfüllen 
sind. 

 

GwV-FINMA 

 

3. Kapitel: Grundsätze 

Art. 7 Verbotene Vermögenswerte 

1 Der Finanzintermediär darf keine Vermögenswerte entgegennehmen, von denen er weiss oder 
annehmen muss, dass sie aus einem Verbrechen oder einem qualifizierten Steuervergehen herrühren, 
auch wenn das Verbrechen oder das Vergehen im Ausland begangen wurde. 

2 Die fahrlässige Entgegennahme von Vermögenswerten, die aus einem Verbrechen oder einem 
qualifizierten Steuervergehen herrühren, kann die vom Finanzintermediär geforderte Gewähr für eine 
einwandfreie Geschäftstätigkeit in Frage stellen. 

 

Art. 8 Verbotene Geschäftsbeziehung 

Der Finanzintermediär darf keine Geschäftsbeziehungen führen: 

a. mit Unternehmen und Personen, von denen er weiss oder annehmen muss, dass sie den Terrorismus 
finanzieren oder eine kriminelle Organisation bilden, einer solchen Organisation angehören oder eine 
solche Organisation unterstützen; 

b. mit Banken, die am Inkorporationsort keine physische Präsenz unterhalten (fiktive Banken), sofern 
sie nicht Teil einer angemessen konsolidiert überwachten Finanzgruppe sind. 

 

Art. 9 Verletzung der Bestimmungen 

1 Die Verletzung der Bestimmungen dieser Verordnung oder einer von der FINMA anerkannten 
Selbstregulierung kann die vom Finanzintermediär geforderte Gewähr für eine einwandfreie 
Geschäftstätigkeit in Frage stellen. 

2 Schwere Verletzungen können ein Berufsverbot nach Artikel 33 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 200712 (FINMAG) und die Einziehung des durch diese Verletzungen erzielten Gewinns 
nach Artikel 35 FINMAG zur Folge haben. 

 

5. Kapitel: Besondere Sorgfaltspflichten 

Art. 13 Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken 

1 Der Finanzintermediär entwickelt Kriterien, die auf Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken 
hinweisen. 

2 Als Kriterien kommen je nach Geschäftsaktivität des Finanzintermediärs insbesondere in Frage: 



8 
 

a. Sitz oder Wohnsitz der Vertragspartei, der Kontrollinhaberin, des Kontroll-inhabers oder der an 
Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten Person, namentlich Ansässigkeit in einem von der 
Financial Action Task Force (FATF) als «High Risk» oder nicht kooperativ betrachteten Land, sowie 
Staatsangehörigkeit der Vertragspartei oder der an Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten 
Person; 

b. Art und Ort der Geschäftstätigkeit der Vertragspartei oder der an Vermögenswerten wirtschaftlich 
berechtigten Person, namentlich bei Geschäftstätigkeit in einem von der FATF als «High Risk» oder 
nicht kooperativ betrachteten Land; 

c. Fehlen eines persönlichen Kontakts zur Vertragspartei sowie zur wirtschaftlich berechtigten Person; 

d. Art der verlangten Dienstleistungen oder Produkte; 

e. Höhe der eingebrachten Vermögenswerte; 

f. Höhe der Zu- und Abflüsse von Vermögenswerten; 

g. Herkunfts- oder Zielland häufiger Zahlungen, namentlich Zahlungen aus einem oder in ein Land, das 
von der FATF als «High Risk» oder nicht kooperativ betrachtet wird; 

h. Komplexität der Strukturen, insbesondere durch die Verwendung von mehreren Sitzgesellschaften 
oder von einer Sitzgesellschaft mit fiduziarischen Aktionären, in einer intransparenten Jurisdiktion, ohne 
nachvollziehbaren Grund oder zwecks kurzzeitiger Vermögensplatzierung; 

i. häufige Transaktionen mit erhöhten Risiken. 

2bis Der Finanzintermediär hält aufgrund seiner Risikoanalyse für diese Kriterien je einzeln fest, ob sie 
für seine Geschäftsaktivitäten relevant sind. Er konkretisiert die relevanten Kriterien in internen 
Weisungen und berücksichtigt sie für die Ermittlung seiner Geschäftsbeziehungen mit erhöhten 
Risiken.21 

3 Als Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko gelten in jedem Fall: 

a. Geschäftsbeziehungen mit ausländischen politisch exponierten Personen; 

b. Geschäftsbeziehungen mit Personen, die den Personen nach Buchstabe a im Sinne von Artikel 2a 
Absatz 2 GwG nahestehen; 

c. Geschäftsbeziehungen mit ausländischen Banken, für die ein Schweizer Fi-nanzintermediär 
Korrespondenzbankgeschäfte abwickelt; 

d. Geschäftsbeziehungen mit Personen, die in einem Land ansässig sind, das von der FATF als «High 
Risk» oder nicht kooperativ betrachtet wird und bei dem die FATF zu erhöhter Sorgfalt aufruft. 

4 Als Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko gelten in Zusammenhang mit einem oder mehreren 
weiteren Risikokriterien: 

a. Geschäftsbeziehungen mit inländischen politisch exponierten Personen; 

b. Geschäftsbeziehungen mit politisch exponierten Personen in führenden Funktionen bei 
zwischenstaatlichen Organisationen; 

c. Geschäftsbeziehungen mit Personen, die den Personen nach Buchstabe a und b im Sinne von Artikel 
2a Absatz 2 GwG nahestehen; 
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d. Geschäftsbeziehungen mit politisch exponierten Personen in führenden Funktionen bei 
internationalen Sportverbänden; 

e. Geschäftsbeziehungen mit Personen, die den Personen nach Buchstabe d im Sinne von Artikel 2a 
Absatz 2 GwG nahestehen. 

5 Die Geschäftsbeziehungen nach den Absätzen 3 Buchstaben a, b und d und 4 gelten als 
Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko, unabhängig davon, ob die involvierten Personen auftreten 
als:23 

a. Vertragspartei; 

b. Kontrollinhaberin oder Kontrollinhaber; 

c. an Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigte Person; 

d. bevollmächtigte Person. 

6 Der Finanzintermediär ermittelt und kennzeichnet intern die Geschäftsbeziehungen mit erhöhten 
Risiken. 

 

Art. 14 Transaktionen mit erhöhten Risiken 

1 Der Finanzintermediär entwickelt Kriterien zur Erkennung von Transaktionen mit erhöhten Risiken. 

2 Als Kriterien kommen je nach Geschäftsaktivitäten des Finanzintermediärs insbesondere in Frage: 

a. die Höhe der Zu- und Abflüsse von Vermögenswerten; 

b. erhebliche Abweichungen gegenüber den in der Geschäftsbeziehung üblichen Transaktionsarten, -
volumina und -frequenzen; 

c. erhebliche Abweichungen gegenüber den in vergleichbaren Geschäftsbezie-hungen üblichen 
Transaktionsarten, -volumina und -frequenzen; 

d. Herkunfts- oder Zielland von Zahlungen, insbesondere bei Zahlungen aus einem oder in ein Land, 
das von der FATF als «High Risk» oder nicht kooperativ betrachtet wird. 

3 Als Transaktionen mit erhöhten Risiken gelten in jedem Fall: 

a. Transaktionen, bei denen am Anfang der Geschäftsbeziehung auf einmal oder gestaffelt 
Vermögenswerte im Gegenwert von mehr als 100 000 Franken physisch eingebracht werden; 

b. Zahlungen aus einem oder in ein Land, das von der FATF als «High Risk» oder nicht kooperativ 
betrachtet wird und bei dem die FATF zu erhöhter Sorgfalt aufruft. 

 

Art. 15 Zusätzliche Abklärungen bei erhöhten Risiken 

1 Der Finanzintermediär trifft mit angemessenem Aufwand zusätzliche Abklärungen bei 
Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen mit erhöhten Risiken. 

2 Abzuklären ist je nach den Umständen namentlich: 
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a. ob die Vertragspartei an den eingebrachten Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigt ist; 

b. die Herkunft der eingebrachten Vermögenswerte; 

c. der Verwendungszweck abgezogener Vermögenswerte; 

d. die Hintergründe und die Plausibilität grösserer Zahlungseingänge; 

e. der Ursprung des Vermögens der Vertragspartei und der am Unternehmen oder an Vermögenswerten 
wirtschaftlich berechtigten Person; 

f. die berufliche oder geschäftliche Tätigkeit der Vertragspartei und der am Unternehmen oder an 
Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten Person; 

g. die Frage, ob es sich bei der Vertragspartei, der Kontrollinhaberin, dem Kontrollinhaber oder der an 
Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten Person um eine politisch exponierte Person handelt. 

 

Art. 16 Mittel der Abklärungen 

1 Die Abklärungen umfassen je nach den Umständen namentlich: 

a. das Einholen schriftlicher oder mündlicher Auskünfte der Vertragspartei, der Kontrollinhaberin, des 
Kontrollinhabers oder der an Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten Person; 

b. Besuche am Ort der Geschäftstätigkeit der Vertragspartei, der Kontrollinhaberin, des Kontrollinhabers 
oder der an Vermögenswerten wirtschaftlich berechtigten Person; 

c. die Konsultation allgemein zugänglicher öffentlicher Quellen und Daten-banken; 

d. gegebenenfalls Erkundigungen bei vertrauenswürdigen Personen. 

2 Der Finanzintermediär überprüft die Ergebnisse der Abklärungen auf ihre Plausibilität hin und 
dokumentiert sie. 

 

Art. 17 Zeitpunkt der zusätzlichen Abklärungen 

Werden bei einer Geschäftsbeziehung erhöhte Risiken erkennbar, so leitet der Finanzintermediär die 
zusätzlichen Abklärungen unverzüglich in die Wege und führt sie so rasch als möglich durch. 

 

Art. 18 Aufnahme von Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken 

Die Aufnahme von Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken bedarf der Zustimmung einer 
vorgesetzten Person, einer vorgesetzten Stelle oder der Geschäftsführung. 

 

Art. 19 Verantwortung des obersten Geschäftsführungsorgans bei erhöhten Risiken 

1 Das oberste Geschäftsführungsorgan oder mindestens eines seiner Mitglieder entscheidet über: 
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a. die Aufnahme von Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken nach Artikel 13 Absätze 3 sowie 4 
Buchstaben a–c und alljährlich über die Weiterführung von Geschäftsbeziehungen nach Artikel 13 
Absätze 3 Buchstaben a und b sowie 4 Buchstaben a–c; 

b. die Anordnung regelmässiger Kontrollen aller Geschäftsbeziehungen mit erhöhten Risiken sowie 
deren Überwachung und deren Auswertung. 

2 Finanzintermediäre mit einem sehr umfangreichen Vermögensverwaltungsgeschäft und mehrstufigen 
hierarchischen Strukturen können diese Verantwortung der Leitung einer Unternehmenseinheit 
übertragen. 

 

Art. 20 Überwachung der Geschäftsbeziehungen und der Transaktionen 

1 Der Finanzintermediär sorgt für eine wirksame Überwachung der Geschäftsbeziehungen und der 
Transaktionen und stellt so sicher, dass die erhöhten Risiken ermittelt werden. 

2 Banken und Wertpapierhäuser26 betreiben für die Transaktionsüberwachung ein informatikgestütztes 
System, das hilft, Transaktionen mit erhöhten Risiken nach Artikel 14 zu ermitteln. 

3 Die durch das informatikgestützte Überwachungssystem ermittelten Transaktionen sind innert 
angemessener Frist auszuwerten. Wenn nötig, sind zusätzliche Abklärungen nach Artikel 15 
durchzuführen. 

4 Banken und Wertpapierhäuser mit einer geringen Anzahl Vertragsparteien und wirtschaftlich 
berechtigter Personen oder Transaktionen können auf ein informatik-gestütztes 
Transaktionsüberwachungssystem verzichten.27 

5 Die FINMA kann von einer Versicherungseinrichtung, einer Fondsleitung, einer KAG-
Investmentgesellschaft, einem Verwalter von Kollektivvermögen, einer Person nach Artikel 1b BankG28 
oder einem Finanzintermediär nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe abis GwG die Einführung eines 
informatikgestützten Transaktionsüberwachungssystems verlangen, wenn dies zur wirksamen 
Überwachung notwendig ist. 

 

 


